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Å werden laufend aufgeschaltet

Å spätestens am Vortag der Veranstaltung auf

http://www.ius.uzh.ch/de/staff/privatdozents/pd-jean-

richard/lvfs.html

Folien und weitere Unterlagen
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Podcasts
Å Werden möglichst bald a.a.O. verlinkt

Prüfung
Å schriftlich, 90 Minuten, Text- und MC-Aufgaben

Å Erforderliche Hilfsmittel: StGB, BankG, BEHG, KAG, 

FINMAG, FinfraG, PatG, URG, UWG, KMG, GKG., GwG, 

EmbG, VergÜ, DBG, StHG, MWSTG

Å Erlaubte Hilfsmittel: Ăopen bookñ, d.h. eigene Notizen und 

publizierte Schriften, aber keine Folien.

http://www.ius.uzh.ch/de/staff/privatdozents/pd-jean-richard/lvfs.html
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Merkblatt für Studierende: http://www.students.uzh.ch/de.html

Es kann vorkommen, dass aufgrund technischer Störungen einzelne 

Vorlesungen nicht oder nicht störungsfrei aufgezeichnet werden. 

Studierende verzichten deshalb auf eigenes Risiko auf den Besuch einer 

Veranstaltung oder auf das Erstellen eigener Notizen.

Die ständige Verfügbarkeit der Aufzeichnungen kann aus technischen 

Gründen nicht garantiert werden.

Bei inhaltlichen Widersprüchen haben Skripte oder anderes als 

prüfungsrelevant deklariertes Material Vorrang vor den Podcasts. Bei 

Unklarheiten kontaktieren Sie bitte umgehend die Dozentin/den Dozenten.

Die Aufnahmen dürfen nur für den Privatgebrauch verwendet werden. 

Eine Weiterverbreitung in welcher Form auch immer, ganz oder in 

Auszügen, ist ohne Einverständnis der Dozentin/des Dozenten nicht 

erlaubt und kann disziplinarisch und anderweitig geahndet werden.

Disclaimer betreffend Podcasts
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Lektion 3

Wirtschaftskriminelle

Vermögensverschiebung
StGB 138, 141bis (Exkurs), 146, 151 (Exkurs), 158, 159, AHVG 

87 III, BVG 76 III, UWG 3.b/23, VegüV 24

Zur Vertiefung bzw. Repetition:

Å Jean-Richard, Flexibilität der Anklage, fp 2017, 309

Å Jean-Richard, Eigenmacht und Ohnmacht des ungetreuen 

Bankdirektors, recht 2008, 237

Å Jean-Richard, "Am Köder vorbei in die Falle", LA Donatsch

2012, 75

Å vgl. auch Hinweise im Stoffplan
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Klassische Zweiteilung (Gesetzessystematik bis 1994)

Å Straftaten gegen das Eigentum

Å Straftaten gegen das Vermögen überhaupt

Beseitigung dieser Zwischentitel bei Revision 1995

Alternative Systematik

Å Vermögensverschiebung: In der Praxis das Kernproblem 

der meisten Wirtschaftsstrafrechts-Fälle

Å Vermögensentwertung: in WK-Fällen Auffangtatbestand, 

z.B. StGB 151 f.

Å Vermögensgefährdung: dito, z.B. UWG 3.b/23

Systematik der Vermögensdelikte
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Wirtschaftlicher Vermögensbegriff: 

Summe aller geldwerten Güter eines Rechtssubjekts

Å Geld in allen Erscheinungsformen

Å alles, was dem Austausch gegen Geld zugänglich ist

Å alles, was Grundlage für geldwerte Erträge sein kann

Juristische-wirtschaftlicher Vermögensbegriff:

Zusätzlich zivilrechtlicher Schutz des Vermögens

Å "ultima ration": Strafrechtsschutz Ò Zivilrechtsschutz

(BGE 117 IV 139, 148)

Å Zahlungen mit geschützten für ungeschützte Werte: gem. BGer

geschützt, z.B. bei Irrtum über Spielschuld (BGE 126 IV 165)

Vermögensbegriff
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Je nach Formulierung des Tatbestands

Å "Vermögenswert":

Å bei Revision 1994 gewählter Oberbegriff für jede 

Erscheinungsform von Vermögen

Å StGB 70-72, 138.1 II, 141bis, 163-165, 169, 172ter, 

260quinquies, 305bis-305ter

Å "Vermögen":

Å traditioneller Begriff für jede Erscheinungsform von Vermögen

Å StGB 146, (147), 148, 151, 156, 158, 159, 163 f., 169, (251), 

(254), (256)

Å Spezielle Erscheinungsformen von Vermögen, z.B.

Å (Bewegliche) Sache, z.B. StGB 137 ff.

Å Energie, StGB 142

Å Werk (der Literatur und Kunst), Werkexemplar, URG 67

Vermögensbegriff

11.03.2018 Wirtschaftsstrafrecht 7



Rechtswissenschaftliches Institut

Definition der Bundesgerichts (z.B. BGE 129 IV 125 f. )

Å "tatsächliche Schädigung" in den Varianten (alternativ)

Å Verminderung von Aktiven

Å Vermehrung von Passiven (i.S.v. Fremdkapital, Schulden)

Å Nicht-Verminderung von Passiven

Å Nicht-Vermehrung von Aktiven

Å Vermögensgefährtung in hohem Masse, d.h.

Gefährdung vermindert wirtschaftlichen Wert

=> buchhalterischer Wertberichtigungs- oder Rückstellungsbedarf

Beachte:

Å Definition des Bger = Verlust

Å Verlust + TB-mässige Ursache = strafrechtlicher Schaden

Vermögensschaden
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These: Bei Vermögensverschiebungsdelikten besteht der 

relevante Schaden stets in einer wertvermindernden 

Gefährdung.

Begründung:

Å Relevanter Zeitpunkt für Schadensbeurteilung:

Å Strafrecht (Strafbarkeit): Z. der Vollendung des Deliktes

Å Zivilrecht (Haftpflicht): Gegenwart bzw. Z. der Urteilsfällung

Å Kompensationsforderung des Geschädigten

Å Straftat beseitigt Vermögensrechte der Geschädigten nie 

tatsächlich, höchstens scheinbar

Å Eigentumsrecht: durch Aneignungsdelikte nie verändert.

Å Forderungen aus Treuhandverhältnissen: durch Untreuedelikte i.w.S.

nie beseitigt

Å Durch Betrug erlangte Darlehen: Rückforderungsrecht nicht tangiert.

Å Straftat führt eo ipso materiell zur Schadenersatzforderung

Sog. Gefährdungsschaden (1)
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Arten der Gefährdung (nicht abschliessend):

Å Verlust der tatsächlichen Verfügungsmacht über Sachen

Å Verminderung der Liquidität vom Forderungen

(z.B. "cashartiges" Buchgeld wird zu einer "gewöhnlichen" oder gar 

bestrittenen Forderung)

Å Erhöhung des Ausfallrisikos von Forderungen

Verminderung der bzw. Irrtum über

Å Erfüllungsfähigkeit des Schuldners

Å Erfüllungswilligkeit des Schuldners

Å Sicherheiten

Å Risikoerhöhung/Chancenverminderung bei Beteiligungen

Verschlechterung der bzw. Irrtum über 

Å Produktivität des Unternehmens; Aussichten des Projektes 

Å Bilanz; Betriebsmittel

Sog. Gefährdungsschaden (2)
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Die Täterschaft erlangt

Å für sich oder für Dritte

Å gegen den freien Willen der berechtigten Person

Å faktische Herrschaft über einen Vermögenswert

oder den  Nutzen von einem Vermögenswert

Der Wille des Berechtigten wird (alternativ)

Å schlicht missachtet

Å Untreue (z.B. StGB 138, StGB 158)

Å Gewahrsamsbruch (z.B. StGB 139)

Å in seiner freien Entfaltung beeinträchtigt

Å Täuschung (z.B. StGB 146, vgl. auch OR 28)

Å Furchterregung (z.B. StGB 156, vgl. auch OR 29 f.)

Å Übervorteilung (z.B. StGB 157, vgl. auch OR 21)

Unrechtmässige Vermögensverschiebung
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Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des 

Verschiebungsgeschäftes

Å Sachen

Å kein Eigentumserwerb durch Täterschaft (ZGB 936 I)

Å Rechtsschutz nur für gutgläubige Dritterwerber (ZGB  933, 934 II)

Å Forderungen aus Vertragsverhältnissen

Å kein Rechtsschutz der Täterschaft (OR 21, 28 ff.)

Å u.U. Rechtsschutz für involvierte Dritte, namentlich Banken

Beispiel: Bank führt gutgläubig Transaktionsauftrag des betrogenen 

Kunden aus und befreit sich dadurch von ihrer Schuld gegen diesen.

Zivilrechtliche Folgen strafrechtlicher 

Vermögensverschiebungen
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Erlangung vor der Tat (StGB 138, 158 etc.)

Å Forderung von G vor und nach Tat nominal identisch

Å Tat vermindert Liquidität der Forderung

Erlangung durch Vorspiegelung von Wille und/oder  

Fähigkeit zu einer Gegenleistung (StGB 146 etc.)

Å Forderung von G mit oder ohne Tat nominal identisch

Å Tat vermindert vermeintliche Liquidität der Forderung

Erlangung mit der Tat durch Vorspiegelung einer 

Gegenleistung (StGB 146)

Å Forderung von G auf Rückabwicklung (vereinfacht)

Å Tat vermindert vermeintlichen Wert der Gegenleistung

Faktische Nutzungs- und Herrschaftsmöglichkeit
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Schädigung in der Absicht unrechtmässiger Bereicherung

Å ausdrücklich: StGB 137 (ohne .2 II), 138.1 I, 139, 146, 147, 156, 

158.1 III, 158.2

Å sinngemäss: 138.1 II, 140, 141bis, 142, 148, 150, 157

Ý Schaden und Bereicherung "stoffgleich" (BGE 134 IV 210)

Å bei Betrug oft betont und h.L.

Å gilt auch bei weiteren Delikten mit dieser Konstellation (ergibt 

sich nicht eindeutig aus h.L. und BGer)

Unrechtmässigkeit

Å Folge der Straftat

Å keine Kompensation einer vorbestehenden Forderung 

(unerlaubte Selbsthilfe teilw. milder bestraft, StGB 137.2 II, 151)

Bereicherungsabsicht und "Stoffgleichheit"

11.03.2018 Wirtschaftsstrafrecht 14



Rechtswissenschaftliches Institut

Absicht als direkter Vorsatz (ersten Grades)?

Å in Lehre teilweise gefordert

Å BGer: Eventualabsicht analog Eventualvorsatz meist 

ausreichend 

Å durch BGer weitgehend abgelehnt (wenige Ausnahmen)

Absicht als überschiessende Innentendenz

Å gemäss BGer und h.L.

Å Erfolg i.V.m. StGB 22 (Versuch) stets überschiessende 

Innentendenz => ohne praktische Bedeutung!

Sonstige Bedeutung der Absicht?

Å Betonung von: "dolus malus subsequens non nocet"

Å Nicht zwingend (vgl. Leistungsbetrug VStrR 14 I)

Bereicherungsabsicht und subjektiver Tatbestand
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Sonderdelikt des "Treuhänders", dem der "Treugeber" eine 

Sache oder einen sonstigen Vermögenswert anvertraut hat.

Sachveruntreuung StGB 138.1 I

Å Tatsächlicher Gewahrsam des Treuhänders + kein 

Gewahrsam des Treugebers

Å Fremdes Eigentumsrecht => beschränktes 

Verfügungsrecht des Treuhänders

Vermögensveruntreuung StGB 138 1. II: streben der h.L. 

nach Analogie zur Sachveruntreuung; des BGer weniger

Å Tatsächliche Kontroll- und Verfügungsmacht des 

Treuhänders; parallele Verfügungsmacht des Treugebers 

schadet gem. BGer nicht (h.L. krit.)

Å "wirtschaftliche Fremdheit" => Treuhänder hat 

Werterhaltungspflicht bis zur Erfüllung der Treuepflicht

Veruntreuung StGB 138: Treuhandverhältnis
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Unterschriftsberechtigung für Bankverbindung

Å Dreiecksverhältnis: Bank (B) –Kunde/Kundin (K) –

Unterschriftsberechtigte Person (U)

Å U verfügt selbständig im Interesse von K über die 

Bankverbindung => U ist Treuhänder

Å K behält seine Rechtsstellung in Bezug auf den 

Vermögenswert (hier: die Bankguthaben) => Fremdheit 

für U: unproblematisch

Å Parallele Unterschriftsberechtigung von K beseitigt 

Treuhänderstellung von U nicht (BGE 133 IV 27)

Å Kritik: Erfassung der Untreue von U als 

Ermächtigungsmissbrauch, StGB 158.2, wäre adäquat.

Å Nicht zu verwechseln: Treuhänderstellung der Bank

Treuhandverhältnis: Bankunterschrift
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Å Darlehensgeber verliert seine Rechtsstellung in Bezug 

auf den Vermögenswert, den er als Darlehen weggibt.

Å Grundsatz: Darlehen und sonstige Vorleistungen aus 

synallagmatischen Verträgen sind nicht anvertraut.

Å Ausnahme: Darlehen mit Werterhaltungspflicht

Beispiele:

Å Zweckgebundenes Darlehen zum Erwerb eines Wertes, 

z.B. Liegenschaft => Vollstreckungssubstrat für 

Darlehensgeber (BGE 120 IV 117)

Å Guthaben auf Bankkonto (= Darlehen von K an B) sind 

der Bank anvertraut (BGer 6B_199/2011 E. 5.3.3). 

Werterhaltungspflicht:

Å Bankenregulierung (Eigenmittelvorschriften etc.)

Å Pflicht der Bank zur sofortigen Rückzahlung auf Anweisung K

Treuhandverhältnis: Darlehen 
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Å Überholt: Das Gesellschaftsvermögen ist den Organen 

nicht anvertraut (BGer 6B_446/2010, 6B_609/2010)

Å Präzisiert: Veruntreuung ist ausgeschlossen, wenn das 

Organ "im Rahmen der Organtätigkeit" handelt

Ý Pflichtwidriger Einsatz des Gesellschaftsvermögen in der Absicht, 

der Gesellschaft zu nützen, ist nach StGB 158.1 zu beurteilen.

Å Aber: Veruntreuung, wenn das Organ nur persönliche 

Bereicherung anstrebt, Mittelverwendung ohne Bezug zur 

Geschäftstätigkeit, BGer 6B_326/2012 E. 2.5.3)

Ý Gesellschaftsvermögen den Organen doch anvertraut.

Ý Treuepflicht: Verwendung für Geschäftsbetrieb und 

Werterhaltung bis zu dieser Verwendung.

Treuhandverhältnis: Gesellschaftsorgane
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Ist das Gesellschaftsvermögen für den wirtschaftlich 

Berechtigten rechtlich "fremd"?

BGE 117 IV 265 (betrifft StGB 158.1, gilt auch für StGB 138):

Das Vermögen einer AG ist für den Alleinaktionär nur dann 

"fremd", wenn eine Unterbilanz besteht, d.h. wenn die 

Differenz von Aktiven und Verpflichtungen kleiner ist als die 

Summe aus Aktienkapital und gesetzlichen Reserven.

Gilt auch bei Einigkeit mehrerer Aktionäre.

Treuhandverhältnis: Gesellschaft-Alleinaktionär
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Vermögensveruntreuung: "verwenden", weite Auslegung:

Jedes "Verhalten des Täters, durch welches er eindeutig 

seinen Willen bekundet, den obligatorischen Anspruch des 

Treugebers zu vereiteln" (BGE 121 IV 23, 133 IV 27). Z.B.

Å Beiseiteschaffen, z.B. auf besonders Konto

Å Verheimlichen bzw. Verschleiern der Zusammenhänge, 

z.B. durch unrichtige Angaben gegenüber der Bank

Å Verwenden für Zahlungen im eigenen Nutzen

Entlastung durch (kumulativ):

Å Ersatzwille (widerlegt z.B. bei Verschleierung)

Å Jederzeitige Ersatzfähigkeit (widerlegt z.B. bei 

Zahlungsschwierigkeiten)

Veruntreuungshandlung
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Sonderdelikt des "Geschäftsführers" zum Nachteil des 

"Geschäftsherren"

Å Vermögensverwaltung in weiter Auslegung

Å Beaufsichtigung einer Vermögensverwaltung

Å Selbständigkeit

Å Erheblichkeit des Vermögens

Verletzung von ausserstrafrechtlichen 

Vermögensschutzpflichten

Schaden, aber im Grundtatbestand keine 

Bereicherungsabsicht, d.h. keine Vermögensverschiebung

Durch Bereicherungsabsicht qualifiziert, StGB 158.1 III

StGB 138 konsumiert StGB 158

Ungetreue Geschäftsbesorgung, StGB 158.1
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"Ermächtigungsmissbrauch" (StGB 158.2)

Å Auffangtatbestand zur Veruntreuung, wenn mit 

Unterschriftsberechtigung kein Treuhandverhältnis 

verbunden ist.

Å Z.B. Bankunterschrift ohne Befassung mit dem Konto

"Forderungsunterschlagung" (StGB 141bis):

Å zugeschnitten auf irrtümliche Banküberweisungen

Missbrauch von Lohnabzügen

Å StGB 159: z.Nt. Arbeitnehmer

Å AHVG 87 III: z.Nt. AHV

Å BVG 76 III: z.Nt. Vorsorgeeinrichtung

weitere veruntreuungsähnliche Straftaten
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Voraussetzungen für die Anwendung des 
schweizerischen Rechts

Tat (z.B. Ausrichtung) bzw. Erfolg (z.B. 
Gutschrift) in der Schweiz 

(Art. 3, Art. 8 StGB)

Anwendbarkeit des AT StGB (Art. 333 
Abs. 1 StGB), z.B. Anstiftung, 

Gehilfenschaft, Verjährung etc.

Zeitliche Aspekte

Art. 26 ff. Übergangsbestimmungen 
VegüV i.V.m. Art. 2 StGB

Verhältnis zwischen dem StGB und der VegüV
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Verhältnis zwischen den zivilrechtlichen 

Bestimmungen des VegüV und den 

Strafbestimmungen nach Art. 24 f. VegüV
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Die Rechte und Pflichten des 
Verwaltungsrats, der Geschäftsleitung und 

des Beirats sind in den Art. 2-23 VegüV
geregelt

Die Strafbestimmung in Art. 24 und 25 
VegüV beziehen sich auf die Regelungen 

in den Art. 2-23 VegüV

Nach Art. 24 f. VegüV kann sich also nicht strafbar machen, wer 

die Bestimmungen gemäss Art. 2-23 VegüV einhält
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Art. 95 Abs. 3 BV 

Private Interessen

Schutz der Aktionärinnen 
und Aktionäre 

Interessen der 
Versicherten

Schutz des 
Privateigentums

Öffentliche Interessen

Schutz der Volkswirtschaft

Wahrung öffentlicher 
Interessen 

Geschützte Rechtsgüter
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Deliktskategorien

Vergehen mit Sanktion Freiheitsstrafe bis 
3 Jahre und Geldstrafe

(Art. 24 Abs. 1 VegüV)

Vergehen mit Sanktion Freiheitsstrafe 
oder Geldstrafe

(Art. 24 Abs. 2 VegüV)

Delikt mit Sanktion Geldstrafe 

(Art. 25 VegüV)

Deliktskategorien
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Sanktionen
(gesetzliche Grundlage im formellen Sinn gemäss Art. 1 StGB:

Art. 95 Abs. 3 Bst. d BV)

12.03.2018 Wirtschaftsstrafrecht 28

Freiheitsstrafe

max. 3 Jahre

Geldstrafe

Art. 24 VegüV

Art. 34 StGB

max. 360 TS à 
max. CHF 3ô000

Art. 24 Abs. 3 
VegüV

max. 6-fache 
Jahresvergütung, 

ev. höher als
CHF 1.08 Mio.

Geldstrafe

Art. 25 VegüV

Art. 34 StGB

max. 360 TS à 
max. CHF 3ô000)
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Strafbarkeit gemäss Art. 24 VegüV

12.03.2018 Wirtschaftsstrafrecht 29

Gemeinsamkeiten für Art. 24 Abs. 1 und 2 VegüV

Normadressaten

Mitglieder des 
Verwaltungsrats

Mitglieder der 
Geschäftsleitung 

Mitglieder des 
Beirats

Tathandlungen

Ausrichtung und
Bezug von Vergütungen

(schlichtes 
Tätigkeitsdelikt)

Subjektiver Tatbestand

«wider besseres 
Wissen»



Rechtswissenschaftliches Institut

Subjektiver Tatbestand von Art. 24 VegüV

12.03.2018 Wirtschaftsstrafrecht 30

Gemeinsamkeiten für Art. 24 Abs. 1 und 2 VegüV

Handeln im sicheren 
Bewusstsein aller 

tatsächlichen Umstände 
= Spezialfall des 

direkten Vorsatzes

Kein Eventualvorsatz

(Art. 12 Abs. 2 StGB)

Keine Fahrlässigkeit

(Art. 12 Abs. 3 StGB)
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VR-Mitglied A will trotz der VergÜ Abgangsentschädigungen ausrichten 

können. Er lässt sich deshalb von angesehenen Experten ein Gutachten 

erstellen, wie das legal gemacht werden könnte.

Im Einklang mit dem Gutachten baut er eine komplexe Struktur auf, über 

die er später dem CEO B eine Abgangsentschädigung zukommen lässt.

A und B denken beide, dass die Gerichte die so gestaltete 

Abgangsentschädigung vielleicht als legal ansehen werden, vielleicht 

aber auch nicht. 

Die Gerichte würdigen die Abgangsentschädigung dann als gemäss Art. 

20 Ziff. 1 VergÜ illegal.

Wie verhält es sich bei A und B hinsichtlich Vorsatz, Eventualvorsatz 

und Verbotsirrtum?

Fall
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Strafbarkeit gemäss Art. 24 Abs. 1 VegüV
(Vergütung erforderlich => Verletzungsdelikt)
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Strafbarkeit nach 
Art. 24 Abs. 1 VegüV

Normadressaten

Verwaltungsrat, 
Geschäftsleitung und 

Beirat

Tathandlungen

Ausrichten oder 
Beziehen 

von Vergütungen

Subjektiver Tatbestand

«wider besseres 
Wissen»
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Sonderstellung: Art. 24 Abs. 1 VergÜ Teilmenge von Art. 158 Ziff. 1 StGB 

bezüglich Tätereigenschaften

Handlung: Verbote gemäss Art. 20 Ziff. 1-3 und Art. 21 Ziff. 1 VergÜ sind 

Vermögensfürsorgepflichten.

Kausalität und Schaden: 

ï Ausrichtung einer Vergütung = Vermögensverschiebung

ï Missachtung der Pflichten (= Willen der AG i.S.v. Art. 55 Abs. 1 ZGB) bewirkt 

Unrechtmässigkeit der Vermögensverschiebung

ï unrechtmässige Vermögensverschiebung = Schaden und unrechtmässige

Bereicherung 

(vgl. BGer 6B_766/2011 E.1.4-5: eigenmächtig festgesetzte 

Pikettentschädigung)

Fazit: Art. 158 Ziff. 1 Abs. 3 StGB ist erfüllt, aber wird durch Art. 24 Abs. 1 

VergÜ verdrängt (Spezialität => unechte Konkurrenz, auch mit Blick auf 

geschütztes Rechtsgut gemäss Art. 95 Abs. 3 BV)

„Abzockerei“ als ungetreue Geschäftsbesorgung
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Sonderstellung:

Art. 24 Abs. 1 VergÜ Teilmenge von Art.  4a Abs. 1 Bst. b UWG bezüglich 

Tätereigenschaften bzw. Art. 4a Abs. 1 Bst. a UWG betr. Tatadressaten

Tatobjekt:

Verbotene Provisionen gemäss Art. 20 Ziff. 3 VergÜ = nicht gebührende Vorteile gemäss Art. 

4a Abs. 1 UWG

wegen absoluter Illegalität keine vertragliche Genehmigung gemäss Art. 4a Abs. 2 UWG 

möglich (Nichtigkeit gemäss Art. 20 Abs. 1 OR).

Tatbezug:

„Übernahme oder ¦bertragung von Unternehmen oder Teilen davon durch die Gesellschaftñ 

gemäss Art. 20 Ziff. 3 VergÜ = Ăim Ermessen stehende Handlungñ gemªss Art. 4a Abs. 1 

UWG

Handlung:

Ausrichten gemäss Art. 24 Abs. 1 VergÜ = Gewähren gemäss Art. 4a Abs. 1 Bst. a UWG

Beziehen gemäss Art. 24 Abs. 1 VergÜ = Annehmen gemäss Art. 4a Abs. 1 Bst. b UWG

Konkurrenz:

Art. 4a Abs. 1 Bst. a bzw. b UWG ist erfüllt, aber wird wohl durch Art. 24 Abs. 1 VergÜ

verdrªngt  (Spezialitªt => unechte Konkurrenz; Rechtsgut ĂWettbewerbñ gemäss Art. 1 UWG 

= Teilmenge von Rechtsgut ĂVolkswirtschaftñ gemäss Art. 95 Abs. 3 BV)

Folge: Privilegierung bei bloss angebotenen, geforderten oder versprochenen Provisionen

Verbotene Provisionen als Privatbestechung
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Rechtswissenschaftliches Institut

Strafbarkeit gemäss Art. 24 Abs. 2 VegüV
(keine Vergütung oder konkrete Vergütungsgefahr erforderlich

=> abstraktes Gefährdungsdelikt)
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Strafbarkeit nach 
Art. 24 Abs. 2 VegüV

Normadressat

Verwaltungsrat

Tathandlungen

Übertragung der 
Geschäftsführung, 
Einsetzung einer 

Stimmrechtsvertretung, 
das «Verhindern»

Subjektiver Tatbestand

«wider besseres 
Wissen»



Rechtswissenschaftliches Institut

Strafbarkeit gemäss Art. 25 VegüV
(keine Vergütung oder Vergütungsgefahr erforderlich

=> abstraktes Gefährdungsdelikt)
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Strafbarkeit nach 
Art. 25 VegüV

Normadressaten

Oberstes Organ oder 
Geschäftsführung einer 

Vorsorgeeinrichtung 
nach FZG etc.

Tathandlungen

Verletzen der 
Stimmpflicht oder der 
Offenlegungspflicht

Subjektiver Tatbestand

«wider besseres 
Wissen»



Rechtswissenschaftliches Institut

Betrug, StGB 146
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Vermögensdisposition (alternativ)

Å Verpflichtungsgeschäft, d.h. Vertragsschluss, gilt trotz 

Anfechtbarkeit als Vermögensdisposition

Å Erfüllungsgeschäft, d.h. Zahlung oder Erbringung der 

sonstigen vereinbarten Leistung

Å Forderungsverzicht (auch stillschweigend, durch Irrtum 

über den Bestand der Forderung)



Rechtswissenschaftliches Institut
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Arglistformel 1948 (BGE 74 IV 151)

http://www.servat.unibe.ch/dfr/pdf/c4074146.pdf


Rechtswissenschaftliches Institut

BGE 119 IV 28

("Rigi-Fall" 1993,

Kreditbetrug): Opfer-

mitverantwortung

bricht Arglist!

BGE 128 IV 21

("Datums-Fall" 2001,

Versicherungsbetrug):

Opfermitverantwortung

als kriminalpolitische Massnahme zur 

Verbrechensverhütung (nach Cassani)

BGE 142 IV 153 ("Drucker-Fall" 2016, Bestellungsbetrug): 

Nach Rigi-Fall zweiter Fall, wo BGer die 

Opfermitverantwortungs-Notbremse zieht.

Opfermitverantwortung
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https://bger.li/119-IV-28
https://bger.li/128-IV-18
https://bger.li/142-IV-153


Rechtswissenschaftliches Institut

BGE 117 IV 429 (1991): Zuchtfamilien-Fall

Ein Gut ist dem Täter auch anvertraut, wenn er sich die 

Verfügungsmöglichkeit durch eine vorangegangene 

Täuschung erschlichen hat. 

Betrügerische Veruntreuung
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Rechtswissenschaftliches Institut

Betrug (alte Schule): BGE 111 IV 130 (1984)

Veruntreuung: Bundesgerichtsurteil vom 10. April 2012, 

6B_199/2011, Erwägungen 2.1 und 5

Bankdirektoren-Fall
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https://bger.li/111-IV-130
https://bger.li/6B_199-2011


Rechtswissenschaftliches Institut

Veruntreuung (StGB 138):

greift (eher) nicht

ungetreue Geschäfts-

besorgung (StGB 158.1):

z.B. BGE 142 IV 346

Betrug (StGB 146):

z.B. 135 IV 76, vgl. aber

Motivationszusammenhang;

Erteilen einer Vollmacht ≠ Schaden

(BGE 127 IV 75 f.)

Wucher (StGB 157): z.B.

Bundesgerichtsurteil

vom 6. Oktober 2009, 6B_10/2009

Churning
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Rechtswissenschaftliches Institut

kein Treuhandverhältnis Č keine Veruntreuung

keine Verwaltung Čkeine ungetr. Geschäftsbesorgung

Betrug mit beschränktem Köderprinzip: 

Bundesgerichtsurteil vom 17. September 2013, 6B_717/2012, 

namentlich Erwägung 3.3.2 

Zeichnungsschein-Fall
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https://bger.li/6B_717-2012


Rechtswissenschaftliches Institut

Betrug mit beschränktem Köderprinzip: 

Bundesgerichtsurteil vom 17. September 2013, 6B_717/2012, 

namentlich Erwägung 3.3.2:

"Es ist unerheblich, ob die Anleger diese unwahre Angabe

als relevant erachteten und überhaupt zur Kenntnis nahmen. 

Daher ist in den Fällen, in denen die Geschädigten die 

Aktien nicht wegen des zugesicherten Kapitalschutzes, 

sondern aus andern Gründen, erwarben, Betrugsversuch

gegeben unter der Voraussetzung, dass die 

wahrheitswidrige Zusicherung eines Kapitalschutzes

gegenüber den einzelnen Anlegern arglistig ist."

=> Versuchter Betrug = konkretes Gefährdungsdelikt

Partielles Köderprinzip
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Rechtswissenschaftliches Institut

Art. 3 Abs. 1 Bst. b UWG i.V.m. Art. 23 UWG:

Unlauter handelt, wer über sich, seine Firma,

seine Geschäftsbezeichnung, seine Waren,

Werke oder Leistungen, deren Preise, die vor-

rätige Menge, die Art der Verkaufsveranstaltung

oder über seine Geschäftsverhältnisse unrich-

tige oder irreführende Angaben macht oder in 

entsprechender Weise Dritte im Wettbewerb be-

günstigt.

=> Arglist, Kausalität u. Erfolg i.t.S. belanglos!

UWG 10 III: Strafantrag durch Rechtsdienst

SECO, 3003 Bern (vgl. Verordnung SR 241.3)

Auffangtatbestand im UWG: totales Köderprinzip
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https://bger.li/UWG_3
https://bger.li/UWG_23
https://bger.li/UWG_10
https://bger.li/241.3_1


Rechtswissenschaftliches Institut

Entsprechende Motion im Parlament abgelehnt:

Parlament in AB 2013 N 1371 ff., 1373, Kommis-

sionssprecher zur Ablehnung der Initiative Jositsch (12.438, 

Betrug ohne Arglisthürde): "Ein Weg über das 

Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb wird als 

unter Umständen zielführender erachtet."

Betrug ohne Arglisthürde?
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Betrug ohne Bereicherungsabsicht: StGB 151

Å Auffangtatbestand bei Fehlen der Stoffgleichheit

Ý Kein Vermögensverschiebungsdelikt

Ý Bereicherungsabsicht ohne Stoffgleichheit?

Ý Kursmanipulation ausserhalb der Börse?

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=31386
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20120438

